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01.12.2000 

Dem 
Haushaltsausschuss 

überwiesen 

 
 
Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU und der Fraktion der F.D.P. 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz  
über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen  
für das Haushaltsjahr 2001 (Haushaltsgesetz 2001) und zur  
Änderung anderer Rechtsvorschriften in der Fassung der 
2. Lesung vom 22.11.2000 
(Drucksache 15/2059, 15/2034 zu Drucksache 15/1543) 
 
 
- Einzelplan 07 - 
 
 
Der  Landtag wol le besch l ießen :  
 
Zu Kapitel 07 12  Bewilligungen im Bereich des Öffentlichen 

Personennahverkehrs 
   
   
 
   
   
Zu Titel 682 03 neu  Zuschüsse an die DB AG für Vorhaben nach 

§ 8 Abs. 2 Bundesschienenwegeausbau-
gesetz. 

 
  Es wird ein Leertitel mit folgendem 

Haushaltsvermerk ausgebracht: 
 
Der Ansatz ist bis zur Höhe von 10.000.000 
DM einseitig deckungsfähig zu Lasten der 
Ausgabentitelgruppe 74. Dies gilt auch für 
Verpflichtungsermächtigungen. 
 
Die Erläuterungen werden wie folgt gefasst: 
 
"Die Mittel dienen zur Leistung von 
Tilgungsvorschüssen zu Vorhaben nach § 8 
Abs. 2 Bundesschienenwegeausbaugesetz 
(BschwAG) im laufenden 
Fünfjahresprogramzeitraum 1998 - 2002. 
 
Der Bund entspricht im Schienenpersonen-
nahverkehr seiner Infrastrukturverantwor-
tung für das Schienennetz der Eisenbahnen 
des Bundes (Art. 87e Abs. 4 GG) durch Ge-
währung zinsloser Darlehen gemäß § 8 Abs. 
2 Bundesschienenwegeausbaugesetz 
(BSchwAG) an die Deutsche Bahn AG (DB 
AG). Die DB AG errechnet für jedes Vorha-
ben denjenigen Anteil des Darlehens, dessen 
Tilgung durch Eigenmittel und Mehr-erlöse 
abgedeckt werden kann. Sofern das Vorha-
ben daraus nicht auskömmlich ist, deckt das 
Land den restlichen Darlehensanteil voll-
ständig oder zum Teil durch einen einmali-
gen Tilgungsvorschuss ab. 
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gen Tilgungsvorschuss ab. 
 
Da der Bund seiner Infrastrukturverantwor-
tung gemäß Art. 87e Abs. 4 GG nicht voll-
ständig nachkommt, erfolgt jede Zahlung 
unter dem Vorbehalt der Rückforderung vom 
Bund."  

 
 
Wiesbaden, 01. Dezember 2000 
 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der F.D.P. 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Kartmann Hahn 
 


